
 
 RÉPUBLIQUE FRANÇAISE 

 LIBERTÉ-ÉGALITÉ-FRATERNITÉ 

  

Commission des Affaires européennes 

POLITISCHE STELLUNGNAHME ZU 
DEM VORSCHLAG FÜR EINE 

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES ÜBER 

DIE SORGFALTSPFLICHTEN VON 
UNTERNEHMEN IM HINBLICK AUF 

NACHHALTIGKEIT 

 

Der Ausschuss für europäische Angelegenheiten, 

gestützt auf Artikel 88-4 der Verfassung, 

gestützt auf die Artikel 6, 50 und 114 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union, 

unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2023/1115 
vom 31. Mai 2023 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Bereitstellung bestimmter 
Rohstoffe und Erzeugnisse, die mit Entwaldung und 
Waldschädigung in Verbindung stehen, auf dem 
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Unionsmarkt und ihre Ausfuhr aus der Union sowie 
zur Aufhebung der Verordnung (UE) Nr. 995/2010, 

unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2017/821 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. Mai 2017 zur Festlegung von Pflichten zur 
Erfüllung der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette für 
Unionseinführer von Zinn, Tantal und Wolfram, 
deren Erzen und Gold aus Konflikt- und 
Hochrisikogebieten, 

unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1119 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. 
Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens für die 
Verwirklichung der Klimaneutralität und zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und 
(EU) 2018/1999 („Europäisches Klimagesetz“), 

unter Hinweis auf die Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte, die vom Menschenrechtsrat 
der Vereinten Nationen in seiner Resolution 17/4 
vom 16. Juni 2011 mit dem Titel „Menschenrechte 
und transnationale Konzerne sowie andere 
Wirtschaftsunternehmen“ verabschiedet wurden, 

unter Hinweis auf die OECD-Leitsätze (Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung) für multinationale Unternehmen 
(aktualisiert 2023), die Empfehlungen für ein 
verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln, 
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den Leitfaden für die Erfüllung der Sorgfaltspflicht 
für verantwortungsvolles unternehmerisches 
Handeln (2018) und die branchenspezifischen 
Leitfäden, 

unter Hinweis auf das Gesetz Nr. 2017‑399 vom 
27. März 2017 über eine Sorgfaltspflicht für 
Mutterunternehmen und auftraggebende 
Unternehmen, 

unter Hinweis auf den Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über ein Verbot von in Zwangsarbeit 
hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt 
(COM[2022]453 final), 

unter Hinweis auf die Entschlieβung des 
Europäischen Parlaments vom 10. März 2021 mit 
Empfehlungen an die Kommission zur 
Sorgfaltspflicht und Rechenschaftspflicht von 
Unternehmen, 

unter Hinweis auf den Vorschlag für eine Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf 
Nachhaltigkeit und zur Änderung der Richtlinie (EU) 
2019/1937 (COM[2022] 71 final), 



– 4 – 

in der Erwägung, dass die Erfahrung in Frankreich, 
die sich aus der Anwendung des oben genannten 
Gesetzes Nr. 2017-399 vom 27. März 2017 ergibt, 
zeigen, dass die Hauptschwierigkeiten für 
Unternehmen bei der Umsetzung der Sorgfaltspflicht 
darauf zurückzuführen sind, dass die Begriffe, die 
den Anwendungsbereich und den Umfang der 
Sorgfaltspflichten bestimmen, nicht präzise genug 
sind und dass es keine für die Kontrolle zuständige 
Aufsichtsbehörde gibt; 

in Anbetracht, dass andere EU-Mitgliedstaaten, wie 
Deutschland und die Niederlande, daraufhin 
allgemeine oder gezieltere Gesetze über die 
Sorgfaltspflicht von Unternehmen verabschiedet 
haben oder derzeit erarbeiten; 

in der Erwägung, dass daher jedes Risiko einer 
Fragmentierung des Binnenmarktes und einer 
sozialen oder ökologischen Unterbietung zwischen 
den Mitgliedstaaten vermieden werden muss; 

in der Erwägung, dass die wirksame Anwendung der 
Sorgfaltspflicht zum Schutz der Menschenrechte von 
Arbeitnehmern und Betroffenen entlang der 
Wertschöpfungsketten beiträgt; 
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in der Erwägung, dass die Annahme ehrgeiziger 
Rechtsvorschriften über die Sorgfaltspflicht von 
Unternehmen dazu beitragen wird, die Ziele der 
Union in Bezug auf die Eindämmung des 
Klimawandels und die Anpassung an ihn zu 
erreichen; 

in der Erwägung, dass es sich langfristig positiv auf 
die Unternehmen auswirkt, wenn sie soziale und 
ökologische Risiken in ihrer gesamten 
Wertschöpfungskette ermitteln und vermeiden; 

in der Erwägung, dass die Europäische Union eine 
führende Rolle bei der Förderung der Grundsätze der 
Sorgfaltspflicht von Unternehmen spielen muss, 
insbesondere im Menschenrechtsrat der Vereinten 
Nationen; 

• Zur Verhandlungsagenda  
1. ruft das Europäische Parlament und den Rat 

der Europäischen Union auf, vor den nächsten 
Europawahlen im Frühjahr 2024 eine ehrgeizige 
Einigung über den Vorschlag für eine Richtlinie 
COM(2022) 71 final zu erzielen; 
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• Zum Anwendungsbereich für die von der 
Sorgfaltspflicht betroffenen Unternehmen 

2. unterstützt voll und ganz die Entscheidung 
des Europäischen Parlaments, in seinem am 1. Juni 
2023 angenommenen Standpunkt, den 
Anwendungsbereich der Sorgfaltspflicht auf oberste 
Muttergesellschaften auszuweiten, und zwar gemäß 
einem konsolidierten Ansatz, der den tatsächlichen 
Einfluss der Wirtschaftsakteure widerspiegelt; 

3. begrüßt den ehrgeizigen Standpunkt des 
Europäischen Parlaments, den Anwendungsbereich 
des Vorschlags für eine Richtlinie COM(2022) 71 
final auf Unternehmen ab 250 Beschäftigten 
auszuweiten und dabei eine verhältnismäßige 
Belastung zu gewährleisten, die im Einklang mit der 
europäischen Klassifikation steht, die sich aus der 
aktualisierten Empfehlung der Kommission vom 6. 
Mai 2003 betreffend die Definition der 
Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (2003/361/EG) ergibt; 

4. begrüßt, dass die Bedingungen für die 
extraterritoriale Anwendung der Richtlinie für alle 
ausländischen Unternehmen mit einem Umsatz von 
mehr als 150 Millionen Euro, davon 40 Millionen 
Euro auf europäischem Boden, verschärft wurden, 
unabhängig davon, ob sie selbst oder ihre 
Tochtergesellschaften diesen Umsatz erzielt haben; 
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5. betont in Übereinstimmung mit dem 
Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 1. 
Juni 2023, dass es wichtig ist, spätestens sechs Jahre 
nach dem Inkrafttreten der Richtlinie über die 
Sorgfaltspflicht im Hinblick auf Nachhaltigkeit zu 
prüfen, wie effizient sie bei der Erreichung ihrer 
Ziele ist, insbesondere im Hinblick auf die gewählten 
Schwellenwerte für die Beschäftigtenzahl und den 
Nettoumsatz, ab denen die Unternehmen der 
Sorgfaltspflicht im Hinblick auf Nachhaltigkeit 
unterliegen; 

• Zur Anwendung der Sorgfaltspflicht in 
verschiedenen Wirtschaftszweigen 

6. ruft dazu auf, im Einklang mit den 
branchenspezifischen Leitlinien des OECD-
Leitfadens zur Erfüllung der Sorgfaltspflicht für 
verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln, 
weiterhin ein besonderes Augenmerk auf die 
Anwendung der Sorgfaltspflicht in den Lieferketten 
von Aktivitäten zu richten, die als Aktivitäten mit 
„starken Auswirkungen“ auf die Menschenrechte 
und die Umwelt eingestuft wurden, d. h. 
insbesondere die Sektoren Rohstoff- und 
Mineraliengewinnung, Bekleidung und Schuhwaren 
sowie Agrarerzeugnisse; 
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7. erkennt die Relevanz des vom Europäischen 
Parlament aufgestellten Grundsatzes an, dass 
Finanzinstitute, die auch von den Branchenleitlinien 
des OECD-Leitfadens erfasst werden, sich im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten bemühen müssen, die 
mit ihren Direktkunden verbundenen Risiken zu 
erkennen, zu messen und zu verhindern, ist jedoch 
erstaunt, dass diese Verpflichtungen nicht in gleicher 
Weise für Pensionsfonds gelten; 

8. wünscht, dass die Rüstungsindustrie ebenso 
wie andere Unternehmen nicht von den 
Sorgfaltspflichten ausgenommen wird, gleichzeitig 
aber sichergestellt wird, dass diese Pflichten nicht 
gegen die besondere Souveränität der Staaten 
hinsichtlich ihrer Verteidigungs- und 
Sicherheitspolitik verstoßen; 

9. erinnert daran, dass angesichts seiner höchst 
strategischen Hebelwirkung und zur Vermeidung 
von Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der 
Europäischen Union die Einbeziehung des 
Finanzsektors in die Sorgfaltspflichten keinesfalls 
optional sein darf ; 

• Zur Reichweite der Sorgfaltspflichten und 
Tiefe der betroffenen Wertschöpfungsketten 
 
10. fordert die EU-Institutionen auf, die 

Pflichten der auftraggebenden Unternehmen genau 
zu definieren, um die Wirksamkeit der 
Sorgfaltspflicht zu gewährleisten und 
Rechtssicherheit zu schaffen; 
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11. fordert die europäischen 
Verhandlungsführer auf, klarzustellen, dass die 
Sorgfaltspflicht ein kontinuierlicher Prozess ist, der 
an den Kontext der Unternehmen angepasst ist und 
sie dazu verpflichtet, tatsächliche oder potenzielle 
Menschenrechts- und Umweltverletzungen bei allen 
Subunternehmern und Zulieferern in ihrer 
Wertschöpfungskette zu ermitteln, zu mildern und 
gegebenenfalls zu verhindern, ohne sich auf die 
vordersten Reihen zu beschränken; 

12. unterstützt den am 1. Juni 2023 
angenommenen Standpunkt des Europäischen 
Parlaments, der darin besteht, die Sorgfaltspflichten 
über die Lieferketten hinaus auf alle an den 
Verkaufs-, Vertriebs- oder Lieferaktivitäten 
„beteiligten Einrichtungen“ anzuwenden, wobei die 
Unternehmen nicht für die mögliche Nutzung der an 
die Kunden des Unternehmens gelieferten Waren 
oder Dienstleistungen haftbar gemacht werden 
können; 

• Zur Notwendigkeit, Rechtsbehelfe 
vorzusehen, die die zivilrechtliche Haftung 
von Unternehmen einleiten  

13. erinnert daran, dass die Sorgfaltspflicht, die 
die wirksame Umsetzung geeigneter Maßnahmen zur 
Ermittlung und Minderung von Risiken sowie zur 
Vermeidung von Schäden beinhaltet, nicht auf einen 
formalen Ansatz beschränkt werden darf, der auf 
einfachen Berichtspflichten beruht; 



– 10 – 

14. betont, dass ein gerichtlicher Rechtsbehelf, 
der es jeder Person mit einem berechtigten Interesse 
ermöglicht, Unternehmen, die ihre Sorgfaltspflicht 
nicht erfüllen, zivilrechtlich haftbar zu machen, eine 
unabdingbare Voraussetzung für die Wirksamkeit 
der Sorgfaltspflicht ist; 

15. ist besorgt darüber, dass die Ausrichtung des 
Rates vom 30. November 2022 die zivilrechtliche 
Haftung von Unternehmen für Schäden, die einer 
natürlichen oder juristischen Person zugefügt 
werden, einschränkend davon abhängig machen will, 
dass das Unternehmen „vorsätzlich oder fahrlässig“ 
seine Sorgfaltspflichten versäumt hat, und unterstützt 
stattdessen den ehrgeizigen und am 1. Juni 2023 
angenommenen Standpunkt des Europäischen 
Parlaments zu Artikel 22 des Vorschlags für eine 
Richtlinie; 

16. begrüßt, dass das Europäische Parlament in 
seinem Standpunkt vom 1. Juni 2023 in Artikel 22 
des Vorschlags für eine Richtlinie die Möglichkeit 
für Opfer aufgenommen hat, sich in 
Rechtsstreitigkeiten von beauftragten 
Gewerkschaften, Organisationen der 
Zivilgesellschaft oder anderen relevanten Akteuren 
vertreten zu lassen, sofern ihr gemeinnütziger und 
nicht gewinnorientierter Charakter vom Richter 
überprüft werden kann; 
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17. ist der Ansicht, dass die vom Europäischen 
Parlament in seinem Standpunkt vom 1. Juni 2023 
vorgeschlagene Neufassung von Artikel 22 des 
Vorschlags für eine Richtlinie die Effektivität der 
Justiz fördert, da die Gerichte unter Beachtung der 

Vorschriften über Vertraulichkeit und 
Verhältnismäßigkeit anordnen können, dass das 
Unternehmen Beweise offenlegt, wenn ein Kläger 
Elemente vorlegt, die die Wahrscheinlichkeit einer 
Haftung des Unternehmens belegen;  

• Zur Aktualisierung des Geltungsbereichs 
der Sorgfaltspflicht 

 
18. empfiehlt einen Mechanismus zur 

Aktualisierung des Anhangs der künftigen Richtlinie 
über die Sorgfaltspflicht von Unternehmen im 
Hinblick auf Nachhaltigkeit, damit Auswirkungen 
von Verstößen gegen neue Verbote und 
Verpflichtungen im Rahmen internationaler 
Umweltübereinkommen berücksichtigt werden 
können, wie beispielsweise die Verpflichtungen zur 
Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der 
biologischen Vielfalt der Meere, die sich nach 
Ratifizierung aus dem am 19. Juni 2023 im Rahmen 
des Seerechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen angenommenen Abkommen über den 
Schutz der Hohen See ergeben; 
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19. unterstützt die vom Europäischen Parlament 
oder vom Rat vorgeschlagenen Änderungen, 
fehlende internationale Texte in Anhang I 
aufzunehmen, insbesondere zu 
Umweltübereinkommen wie dem Übereinkommen 
von Paris und der Aarhus-Konvention im Standpunkt 
des Parlaments und der Ramsar-Konvention, dem 
MARPOL-Übereinkommen und dem 
Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und 
Naturerbes der Welt in der allgemeinen Ausrichtung 
des Rates; 

 
20. unterstützt den Standpunkt des 

Europäischen Parlaments, das im Anhang eine 
allgemeine Definition von Umweltauswirkungen auf 
der Grundlage der von der OECD entwickelten 
Umweltkategorien vorschlägt, um die 
Unzulänglichkeit der internationalen 
Übereinkommen zu diesem Thema zu beheben; 

 

• Zur Notwendigkeit der Umsetzung von 
Übergangsplänen 

 
21. unterstützt den am 1. Juni 2023 

angenommenen Standpunkt des Europäischen 
Parlaments, nämlich Artikel 7 des Vorschlags für 
eine Richtlinie COM(2022) 71 final zu ändern, um 
die effektive „Umsetzung“ des in Artikel 15 dieser 
Richtlinie genannten Plans für den Übergang zu 
einem klimagerechten Geschäftsmodell im Einklang 
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mit den Zielen für den Übergang der europäischen 
Wirtschaft zu einer grünen und klimaneutralen 
Wirtschaft und dem Übereinkommen von Paris 
vorzusehen; 
 
• Zur Einrichtung von Aufsichtsbehörden, die 

für die Einhaltung der Sorgfaltspflicht 
zuständig sind 

 
22. erinnert daran, dass die den unabhängigen 

Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten 
übertragene Befugnis, Unternehmen anzuleiten und 
gegebenenfalls zu bestrafen, eine Garantie für die 
Wirksamkeit der Sorgfaltspflicht ist, vorausgesetzt, 
dass der Rechtsweg gewahrt bleibt; 

23. unterstützt den Standpunkt des 
Europäischen Parlaments, der eine 
Mindestobergrenze von 5 % des weltweiten 
Nettoumsatzes des vorangegangenen 
Geschäftsjahres für Geldstrafen festlegt, die von den 
nationalen Aufsichtsbehörden verhängt werden 
können, um die Effizienz der nationalen 
Aufsichtsbehörden zu gewährleisten und die 
Harmonisierung der Vorschriften zwischen den 
Mitgliedstaaten sicherzustellen; 
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24. betont, dass nach der Umsetzung der 
Richtlinie die nationalen Aufsichtsbehörden 
innerhalb des künftigen europäischen 
Aufsichtsnetzes gut koordiniert werden müssen und 
dass die Informationen zentralisiert und 
veröffentlicht werden müssen, damit sie in die 
Kartografie der Risiken negativer Auswirkungen 
einfließen können, um das Risiko einer ökologischen 
und sozialen Unterbietung zu verhindern; 
 

• Zu den Modalitäten der Harmonisierung und 
des Inkrafttretens der Richtlinie 

 
25. besteht darauf, dass diese Richtlinie nur eine 

Mindestharmonisierung vorsieht, um den 
Mitgliedstaaten genügend Spielraum zu lassen, 
damit sie bei Bedarf Vorschriften erlassen können, 
die die Menschen- und Umweltrechte besser 
schützen; 

26. fordert die Europäische Kommission auf, 
nach der Umsetzung der Richtlinie entsprechende 
Leitlinien zu veröffentlichen, um die Unternehmen 
im Vorfeld zu unterstützen und sie in die Lage zu 
versetzen, ihren Verpflichtungen in vollem Umfang 
nachzukommen; 
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• Zur Verallgemeinerung der Grundsätze der 
Sorgfaltspflicht auf internationale Ebene 

 
27. bekräftigt seinen Aufruf an die europäischen 

Behörden, eine führende Rolle bei den laufenden 
Verhandlungen in der zwischenstaatlichen 
Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen zu 
übernehmen, um ein rechtsverbindliches 
internationales Instrument für transnationale 
Unternehmen und andere Unternehmen mit Bezug zu 
den Menschenrechten zu erarbeiten. 
 




